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Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Loacker, Katzian, Wo 6;; N(':"~ 
und Kolleginnen und Kollegen 

zum Bericht des Budgetausschusses (882 d.B.) betreffend die Regierungsvorlage 821 der 
Beilagen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz 2013, das 
Bundeshaftungsobergrenzengesetz, das Unternehmensserviceportalgesetz, das 
Wettbewerbsgesetz, das Freiwilligengesetz, das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das 
Allgemeine . Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das 
Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungs gesetz, das Bundesmuseen-Gesetz 2002, das Gesundheits- und 
Ernährungssicherheitsgesetz, das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz, 
das Katastrophenfondsgesetz 1996 und das Suchtmittelgesetz geändert werden sowie ein 
Bundesgesetz über die Gewährung eines Bundeszuschusses ~n das Bundesland Salzburg 
aus Anlass der 200-jährigen Zugehörigkeit zu Osterreich erlassen wird 
(Budgetbegleitgesetz 2016) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Die eingangs bezeichnete Vorlage in der Fassung des Ausschussberichtes wird wie folgt geändert: 

I Im Art. 7 (Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes1967) Z 5 lautet § 41 Abs. 5a: 

,,(5a) Bei Unterschreitung eines oder mehrerer Zielwerte gemäß § 1 a Abs. 3 des Arbeitsmarktpolitik­
Finanzierungsgesetzes - AMPFG, BGBI. Nr.315/1994, beträgt der Beitrag für Dienstgeber, die 
durchschnittlich mindestens 25 vollversicherte (freie) Dienstnehmer/innen, ausgenommen 
Rehabilitationsgeldbezieher/innen und Lehrlinge, beschäftigen und deren Dienstgeberquote gemäß § 31 
Abs. 14 Z 3 ASVG die fiir das davor liegende Jahr festgestellte Branchenquote gemäß § 31 Abs. 14 Z 2 
ASVG erreicht oder überschreitet, in Bezug auf das der Feststellung der Dienstgeberquote nachfolgende 
Kalenderjahr 3,8 v.H. der Beitragsgrundlage." 

11 Im Art. 9 (Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes) Z 3 lautet § 1a Abs. 5: 

,,(5) Bei Unterschreitung eines oder mehrerer Zielwerte gemäß Abs.3 gilt fiir Dienstgeber, die 
durchschnittlich mindestens 25 vollversicherte (freie) DienstnehmerInnen, ausgenommen 
RehabilitationsgeldbezieherInnen und Lehrlinge, beschäftigen und deren Dienstgeberquote gemäß § 31 
Abs. 14 Z 3 ASVG die fiir das davor liegende Jahr festgestellte Branchenquote gemäß § 31 Abs. 14 Z 2 
ASVG nicht erreicht, dass sich die Auflösungsabgabe gemäß § 2b Abs.1 im darauf folgenden 
Kalenderjahr jeweils auf den doppelten Betrag erhöht." 
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Begründung 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen in den Artikeln 7 und 9 soll als Referenzwert für die 
Dienstgeberquote jeweils die Branchenquote des Vorjahres und nicht jene des laufenden Jahres festgelegt 
werden, damit die Dienstgeber die Möglichkeit haben, so zu disponieren, dass sie die maßgebliche 
Branchenquote erreichen können. 
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